
FAX: 030 - 25 130 03 E-MAIL: DISKUSSION@TAZ.DE meinung und diskussion FREITAG, 26. OKTOBER 2007  DIE TAGESZEITUNG 11

Die Deutsche Bahn geht in die Vollen. In großen
Anzeigen wirbt sie in Berliner Tageszeitungen für
ihr Angebot an die Lokführer, für „das beste, das
wir machen können“. Mehrmals am Tag sprechen
Bahn-Obere immer neue Versionen der immer
gleichen Botschaft in Mikrofone: Mehr geht nicht.
Deutlicherals je zuvorzeigt sich,dassderwirkliche
Arbeitskampf der Lokführer nicht in den Bahnhö-
fen entschieden wird, sondern durch die Medien.
Der Wettstreit um öffentliche Sympathien ist bei
derBahn, bei der fast jedermalKunde ist, nichtnur
wichtigerwiebei anderenStreiks – er ist ausschlag-
gebend. Langsam aber sicher geraten die Bahn-Be-
schäftigten in die Defensive.

Dies liegt nicht an den Forderungen, für die sie
streiken. Ein kräftiger Gehaltsaufschlag für die
Lokführer ist mehr als angebracht, denn die Bahn
profitiert seit langem vomWirtschaftsauf-
schwung. Die, die ihn täglich im Lok-Cockpit her-
beifahren, wollen zu Recht daran teilhaben. Dies
leuchtet vielen Kunden ein, auchwenn sie genervt
auf dem Bahnsteig wartenmüssen. Schließlich
wissen auch sie, dass Niedriglöhne und Leiharbeit

wie eine Viruserkrankung alle Bereiche der Ar-
beitswelt infiziert haben. Eine Gruppe, die enga-
giert für ihre Rechte streitet, kann allein schondes-
halb auf die Solidarität der anderen hoffen, weil
viele derzeit selbst Erfahrungenmit zweifelhaften
Arbeitgeberpraktikenmachen. Und noch einen
Trumpf hatten die Gewerkschaft der Lokführer
(GDL) anfangs inderHand: Ihr Streik erschwert die
anstehendeBahn-Privatisierung, derenSinnglück-
licherweise immer öfter in Frage gestellt wird.

Dennoch bröckelt in Umfragen die öffentliche
Zustimmung zum Streik, und dafür ist die Mini-
gewerkschaft vor allem selbst verantwortlich. Sie
stellt völlig überzogene Forderungen indenRaum,
ihrChefverabschiedet sichaufderZielgeradendes
Streiks in die Kur, und sie bringt mit ihrem Allein-
gang ihre Verbündeten, die anderen Gewerkschaf-
ten, gegen sich auf. So richtig ihre Forderungen
sind, so falsch ist es, das Bündnis mit anderen Ge-
werkschaften zugunsten der eigenen Klientel auf-
zukündigen. Der größte Fehler der GDL ist es, die
Grundidee der Gewerkschaften zu verraten: Nur
wer gemeinsam kämpft, ist stark. ULRICH SCHULTE

DIE LOKFÜHRERGEWERKSCHAFT VERLIERT DIE ÖFFENTLICHE ZUSTIMMUNG

Richtige Forderung, falsche Strategie

Seitdem der Hurrikan „Katrina“ New Orleans ver-
wüstet hat, wird gerne jede neue Wetterkatastro-
phe in den USA als Zeichen des drohenden Klima-
wandels gesehen. So auch die verheerendenWald-
brände in Südkalifornien. Doch:Waldbrände gehö-
ren dort genauso wie Erdbeben zu den normalen
Bedrohungen. Bereits im vergangenenWinter hat-
ten Experten vorhergesagt, dass der kalifornische
Winter 2007/08 besonders trocken werde – und
damit das Waldbrandrisiko steige. Bewohner
müssten sich auf Evakuierungen einstellen.

DiebeidenvorangegangenenWinterwarensehr
feucht gewesen, was zumWachstum von viel Un-
terholz und damit reichlich Feuernahrung führte.
Der jährlich umdiese Zeit einsetzendewarme Fall-
wind, der „Santa Ana“, bläst jedes Jahr wieder die
entstehenden Feuer so richtig an. Eine unglückli-
cheMischung.DochPflanzenundTierederRegion
haben sich auf das Phänomen eingestellt.

Was nicht ins Bild passt, ist der Wildwuchs der
Städte in die gefährdeten Regionen. Da in denUSA
jährlichmehr undmehr Menschen in attraktive

Küstenregionen ziehen, wird dies nicht die letzte
Evakuierung großen Ausmaßes bleiben. Kaliforni-
en, dessen Gouverneur Arnold Schwarzenegger zu
den US-Vorreitern in Sachen Klimaschutz gehört,
ist sich der Gefahr durch Zersiedelung, CO2-Emis-
sionen und Absenkung des Grundwasserspiegels
wegen Überbevölkerungmehr als bewusst. Mit
denUS-weit strengstenGesetzenversuchendieKa-
lifornier das zu regulieren.

Doch einzelne Bundesstaaten können nur we-
nigbewirken.Was fehlt, ist die koordinierendeund
richtungweisende Hand der US-Bundesregierung.
George W. Bush hat erst kürzlich überhaupt zuge-
geben, dass mit dem Klima und den Folgen
menschlichen Handelns etwas nicht stimmt. Nun
ließ dasWeißeHaus auchnochDokumente zensie-
ren, die Fakten zu den gesundheitlichen Auswir-
kungen des Klimawandels enthielten. Dümmer
kannman es fast nicht mehrmachen. Gut, dass
diese Regierung in 14 Monaten abdanken wird,
dennmit ihr ist in Sachen Umwelt wirklich kein
Staat mehr zumachen. ADRIENNE WOLTERSDORF

IN KALIFORNIEN ZIEHEN ZU VIELE IN MÖGLICHE WALDBRANDGEBIETE

Wildwuchs der Städte
Wolfgang Storz, geboren 1954, ist
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Nach Monaten thematischer Ir-
rungen verleiht Kurt Beck seiner
Partei wieder etwas mehr an
Selbstbewusstsein, inneren Halt
und Balance, indem er – mit der
geplantenVerlängerungder Zah-
lung des Arbeitslosengeldes I an
ältere Arbeitnehmer – wenigs-
tens einen (ersten?) kleinen Teil
jener Agenda 2010 wegsprengt,
diewieeineGrabplatteauf seiner
Partei liegt. Und er versucht, das
mehr als angeschlagene Verhält-
nis zu den Gewerkschaften zu re-
vitalisieren. Auch deshalb wollte
ermit FranzMüntefering keinen
Kompromiss schließen, der in
der Sachemöglichgewesenwäre.
Es ging ihm auch darum, einen
Vorschlag des DGB ohne Wenn
und Aber und demonstrativ sich
zu eigen zumachen.

Nur wer sich noch einmal ver-
gegenwärtigt, was mit der Agen-
da 2010 der SPD angetan worden
ist, ahnt, was dieser Beck alles
stemmen soll. Wenn die Konser-
vativen – zugespitzt formuliert –
im Prinzip in Arbeitslosen Täter
sehen,weil doch jeder, der Arbeit
will, auch welche findet und des-
halb nur der Druck stark genug
sein muss, dann haben die Sozi-
aldemokraten in ihnen immer
Opfer (des Systems) gesehen, de-
nen geholfen werden muss. Mit
der Agenda 2010 gab erstmals
ein sozialdemokratischer Bun-
deskanzler diesen Standpunkt

auf und nahmden der Konserva-
tiven ein. Und die Seite wechsel-
te er zu einem Zeitpunkt, zu dem
die Zahl der Arbeitslosen sehr
hoch, damit die Chance auf eine
Stelle verschwindend gering
war; das war aus Sicht der Agen-
da-Macher nicht perfide, son-
dern logisch, waren die Sozial-
kassen doch so leer, dass die Ar-
beitslosen ranmussten.

Mit der Identität der Partei
brachen sie noch an einer zwei-
ten Stelle. Das Versprechen, dass
Leistung sich lohnen müsse,
wurde aufgekündigt: Das Ar-
beitslosengeld gibt es im Prinzip
– egal ob fünf oder zwanzig Ver-
sicherungsjahre – noch ein Jahr.
Undmit der Begründung für die-
se und andere Entscheidungen
kam die dritte Bruchstelle: Die
Globalisierung erzwinge diese
Maßnahmen und es gebe keine
Alternativen. Damit ernannte
sich die Politik auch offiziell zum
Sachzwang-Vollstrecker und
dankte ab. In diesem Sinne ist
die Agenda 2010 ein Dokument
der Nicht-Politik, was Reden-
schreiber und Redner damals
nicht überspielen konnten, son-
dern vielmehr mit ihrer büro-
kratischen Sprache an den Tag
brachten. So wandten sich Milli-
onen Wähler und hunderttau-
sendeMitglieder von der SPD ab:
weil eine Regierungs- und Partei-
spitze mehrfachmit der eigenen
Identität brach und zugleich den
Willen zur souveränen politi-
schen Gestaltung aufgab. So sind
nicht diejenigen, die gingen, die

Unpolitischen, sondern diejeni-
gen, die verlassen wurden.

Wie wir unsere Politiker ken-
nen, ist es kein Zufall, dass die
Wege sich jetzt trennten, kurz
vor dem Parteitag, auf dem Kurt
Beck spätestens – nach den vie-
len verdeckten und offenen De-
mütigungen vor allem durch
Franz Müntefering – zeigen
musste, wer Herr im Haus ist.
Und trotzdem kann ein anderer
zeitlicher Zusammenhang von
keinem der Beteiligten geleug-
net werden: Die Wege trennen
sich mitten in einem wirtschaft-
lichen Aufschwung: etwas höhe-
reWachstumsraten, offiziell statt
über 5 nun „nur“ noch 3,5 Millio-
nen Arbeitslose. Weshalb Franz
Müntefering und die Seinen fra-
gen: Wie könnt ihr jetzt abwei-
chen von den Agenda-Geboten,
jetzt, wo sie greifen? Müntefe-
ring fragt aus seiner Logik des
Agenda-Machers und des verant-
wortlichenArbeitsministers dies
zu Recht. Für wen buchstäblich
alles, was Arbeit schafft, sozial
und richtig ist oder sein muss,
für den ist dieser Aufschwung
natürlich ein Erfolg.

Kurt Beck liest – bewusst oder
instinktiv – diesen Aufschwung
anders. Wenn er in dieserMinute
sich von einemwesentlichen As-
pekt der Agenda-Politik verab-
schiedet, dann sieht er zwangs-
läufig in diesem Aufschwung
nicht den Erfolg, sondern die
Niederlage der Agenda-Politik.
Denn dieser Aufschwung belegt
empirisch, dass sie nicht bringt,
was sie versprochen hat: Die
Steuerzahler haben den Unter-
nehmen im Rahmen der ange-
botsorientierten Politik viele,
viele Milliarden gegeben. Die Ar-
beitnehmer haben auf viel ver-
zichtet; ihre Nettolöhne sind auf
dem Stand von Anfang der
Neunzigerjahre. UnddieArbeits-
losen haben viele Zumutungen
auf sich genommen. Gemessen
an diesen „Leistungen“ fällt der
Aufschwung mit seinen letztlich
wenigen zusätzlichen, meist
schlechten, prekären und
schlecht bezahlten Jobs richtig
ärmlich aus. Weshalb sich auch
niemand über ihn freut, die Kon-
sumnachfrage verhalten bleibt,
die Binnenkonjunktur nicht an-
springt, die Ängste nicht wei-
chen, sondern die Sparquote auf
inzwischen über 11 Prozent trei-
ben. Insofern wird die beschei-
dene und finanziell unspektaku-
läre Verlängerung des Arbeitslo-
sengeldes zu einem von Kurt
Beck vermutlich ungewollten
politischen Akt – allein weil sie
sich gegen die Freude der Agen-
da-Technokraten über diesen
amerikanischen Aufschwung
richtet, den diese Republik das
erste Mal erlebt.

Wir erleben eine Art von Auf-
schwung, auf den Politik und Ge-
sellschaft nicht nur mit dieser
Antwort reagieren kann, die Kurt
Beck eingefallen ist und die ihm
schon so viel Durchsetzungs-
kraft allein gegen den eigenen
Regierungsflügel abverlangt.
Denn gerade dieser Aufschwung
zeigt, wie fragwürdig der Leitsatz
ist, jede Arbeit sei besser als kei-
ne. Er zeigt, wie wenig sich sogar
in Zeiten des Wachstums Leis-

tung, eine gute Qualifikation
und ein Sich-Anstrengen lohnen
und in eine sichere Arbeit mit
ausreichendemEinkommen ein-
getauscht werden können. Diese
Befunde erzwingen eine Diskus-
sion, die bereits in dem Konflikt
um das länger zu zahlende Ar-
beitslosengeld anklingt: Für wen
ist das – für den älteren Arbeits-
losen oder denjenigen, der aus-
reichend viele Versicherungs-
jahre vorweisen kann? Gilt das
Prinzip der Bedürftigkeit oder
das der Leistung? Muss es nicht
nach dem Prinzip der Leistung

gehen, weil dem Bedürftigen per
se zu misstrauen ist? So wie je-
dem Bezieher des Arbeitslosen-
geldes II misstraut wird, den die
Bürokratie mit Kontrollen über-
zieht, ihm seinen Status als sou-
veränen, respektierten Bürger
nimmt, bevor er auch nur einen
Euro erhält. Muss der Mensch
zur Arbeit gezwungen werden,
weil er lieber auf Kosten anderer
faulenzen will, so wie es die
Agenda 2010 unterstellt? Ja, ver-
mutlich muss er gezwungen
werden, eine miese Arbeit zu
schlechter Bezahlungmit 100Ki-
lometer Anfahrtszeit anzuneh-
men. Denn nur eine gute Arbeit
ist für ihn Bedürfnis, bringt ihm
Selbstbewusstsein und ver-
schafft ihm Identität. Weshalb in
unserer Republik, einer der
reichsten Industrienationen der
Welt, weniger über die Faulheit
der Arbeitslosen und den not-
wendigen Druck auf sie als über
die zu hohe Zahl mieser Jobs ge-
sprochen werden sollte; Jobs, zu
denenmannurNein sagen kann.
Das wäre dann eine politisch ge-
wichtigereAntwort auf dieAgen-
da 2010 und deren Folgen als die
nun von Kurt Beck geplante 800-
Millionen-Euro-Korrektur: Wie
der politische und souveräne
Bürger auch dann politischer
souveräner Bürger bleiben kann,
wenn er auf Arbeitssuche ist,
und das nicht selten sogar ver-
geblich. WOLFGANG STORZ

Arbeitslose als Täter
Die Debatte um ALG II ventiliert unverdrossen schlimmen ideologischen Ballast. Und
lässt die Verantwortung der Unternehmer für den ärmlichenAufschwungunthematisiert

Der aktuelle Auf-
schwung zeigt, wie
fragwürdig der Leit-
satz ist, jede Arbeit sei

besser als keine

Esmussmehrüberdie
zu hohe Zahl mieser
Jobs gesprochen wer-
den, zu denenman
nur Nein sagen kann

die anderen über bushs kuba-rede und die renovierte anna-amalia-bibliothek

Zur Rede vonUS-PräsidentGeorgeW. Bush vor
kubanischen Dissidenten meint die Mailänder
Zeitung Corriere della Sera: Die Vereinigten Staa-
ten werden die bevorstehendeMachtübergabe auf
Kuba nicht tatenlos mit ansehen – dass die Insel
„von einem Diktator zum nächsten übergeht“. Der
Herbst von Fidel Castro, dem alten, kranken Revo-
lutionsführer, bietet dem karibischen Volk nach
den Worten Bushs eine einzigartige Gelegenheit,
das Regime loszuwerden. Es war das erste Mal in
vier Jahren, dass Bush ausschließlich zum Thema
Kuba sprach. Dies ist ein klares Zeichen dafür, dass
dasWeißeHaus jetztwiederdie Initiative ergreifen
will, nachdem es schweigend den allmählichen

Abgang Fidel Castros von der Bühne und den Auf-
stieg seines Bruders Raúl Castro beobachtet hat.

Die Sächsische Zeitung aus Dresden zur Anna-
Amalia-Bibliothek: Die Anna Amalia Bibliothek
wäre ohne die Brandkatastropheweiterhin ein Ge-
heimtipp geblieben. Jetzt steht sie imMittelpunkt.
Und die anderen Bibliotheken? In vielen sieht es
genauso ruinös auswie inWeimar, bevor das Feuer
ausbrach. Aber es geht nicht nur um Feuerschutz.
Auch neue oder renovierte Bücherhallen verbrei-
ten selten Glanz. Überall fehlen Mittel für Neuan-
schaffungen. Für die Restaurierung wertvoller Fo-
lianten gehen Bibliothekare auf Betteltour.

Die Franzosen waren lange Zeit Umweltmuffel:
Trotz großer Sprachverliebtheit erfanden sie nicht
einmal ein eigenes Wort für das „Waldsterben“.

Die Zeit dieser Umweltignoranz ist in Frank-
reich nun vorbei. Der „Umweltpakt“, den Kandida-
tInnen sämtlicher Parteien imWahlkampf unter-
zeichnet haben, ist ein Indiz hierfür. Ebenso wie
die Größe und hierarchische Stellung des neuen
Umweltministeriums. Auch die „Grenelle“ ge-
nannten Umweltgespräche, die seit Wochen in Pa-
ris laufen und gestern zu einem vorläufigen Ab-
schluss gekommen sind, offenbaren den Paradig-
menwechsel. Erstmals wurden Umweltprobleme
auf höchster politischer Ebene diskutiert und von
denMedien in alle Haushalte übertragen: von der
Wohnraumisolierung über die Einschränkung des
Pestizideinsatzes in der Landwirtschaft und die Er-
haltung der Biodiversität bis hin zu einem Stopp
beim Ausbau des Straßennetzes.

Dennoch bedeutet „Umweltpolitik“ weiterhin
etwas grundsätzlich anderes als in Deutschland.
Das gilt vor allem für die Energiegewinnung. Wäh-

rendman in Deutschland vorerst an dem Atom-
ausstieg festhält, betreibt Frankreichs Staatspräsi-
dentNicolas Sarkozy eineweltweiteKampagne für
denAusbauderAtomenergie. In Tripolis hat Frank-
reich im Juli einAKWzugesagt. Berlinhat imHoch-
sommerausParis erfahren, dass seineAtompolitik
ein Fehler sei. In der UNO-Vollversammlung hat
Sarkozy im September erklärt, dass er bereit ist,
„allen Ländern zu helfen, die eine zivile Nutzung
der Atomenergie wollen“. Und in Marokko unter-
zeichnete Sarkozy amDienstag ein Atompro-
gramm, das sowohl den Bau vonAKWs inMarokko
als auch die Förderung von Uran beinhaltet.

Es stimmt, dass Sarkozy der erste französische
Staatspräsident ist, der lagerübergreifende grund-
legende Umweltgespräche organisiert hat. Zu-
gleich ist er jener, der intensiver als sämtliche Vor-
gänger für den Ausbau des Atomsektors sorgt. Es
bleibt damit in Frankreich bei demWiderspruch
zwischen weniger Schadstoffabgaben im Kleinen
undmehr Strahlenbelastung im Großen.

DOROTHEA HAHN

SARKOZY PROMOTET DIE ATOMKRAFT UND DEN UMWELTSCHUTZ IM KLEINEN

Klimawandel à la française
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